
Tätigkeitsbericht  
des Beirats für 
Baukultur 
Berichtszeitraum Jänner bis Dezember 2024





Tätigkeitsbericht  
des Beirats für Baukultur
Berichtszeitraum Jänner bis Dezember 2024

Wien, April 2025



Impressum

Medieninhaber, Verleger und Herausgeber:
Bundesministerium für Wohnen, Kunst, Kultur, Medien und Sport
Abteilung IV/B/4
Geschäftsstelle des Beirats für Baukultur
baukultur@bmwkms.gv.at
Gestaltung: BKA Design & Grafik
Wien, April 2025

mailto:baukultur@bmwkms.gv.at


Inhalt

1  Einleitung� 4

2  Arbeitsprogramm des Beirats für Baukultur� 6

3  Ausblick auf 2025� 19

4  Mitglieder des Beirats� 21

5  Anhang: Beschluss Nr. 1/2024� 23



4

1  Einleitung

Mit Entschließung vom 8. November 2007 (Nr. 42/E XXIII. GP) hat der Nationalrat die 

Bundesregierung darum ersucht,

•	 zur Etablierung und Förderung eines österreichischen Baukultur-Dialogs einen 

Beirat für Baukultur im Bundeskanzleramt einzurichten, in dem jedenfalls die 

betroffenen Ressorts auf Bundesebene, aber auch die Länder und Gemeinden 

sowie unabhängige, externe Expertinnen und Experten vertreten sind,

•	 die Weiterführung des Baukulturreports in einem Fünf-Jahres-Rhythmus durch die 

Beauftragung eines weiteren Berichts sicherzustellen.

Der Beirat für Baukultur wurde mit Verordnung des Bundeskanzlers, BGBl. II Nr. 377/2008, 

im Bundeskanzleramt eingesetzt. Diese Verordnung wurde mit Verordnung des Bundes-

kanzlers, BGBl. II Nr. 280/2009 sowie mit Verordnung des Bundesministers für Kunst, 

Kultur, öffentlichen Dienst und Sport, BGBLA II Nr. 81/2021 geändert.

Aufgaben und Mitglieder des Beirats sind dieser Verordnung sowie den auf der Webseite 

des Beirats enthaltenen Informationen (www.baukultur.gv.at) zu entnehmen.

Die Geschäftsstelle des Beirats für Baukultur, die ursprünglich beim Bundeskanzleramt, 

Abteilung IV/4, Raumordnung und Regionalpolitik, angesiedelt war, wurde 2014 in die 

Abteilung VI/3 Denkmalschutz und Welterbe (mittlerweile Abteilung IV/B/4 Architektur, 

Baukultur, Denkmalschutz und UNESCO-Welterbe) übernommen. Sie organisiert die Sit-

zungen des Beirats, führt Protokolle und betreibt die Umsetzung jener Maßnahmen, die 

der Beirat beschließt. Inhaltlich und koordinativ unterstützt wurde die Geschäftsstelle 

2024 bei dieser Tätigkeit durch die Plattform Baukulturpolitik mit einem Stundenausmaß 

von 125 Stunden / Monat. Der Vertrag wurde nach Durchführung eines Verhandlungs-

verfahrens mit vorheriger Bekanntmachung gemäß BVergG 2021 abgeschlossenen. Der 

Auftrag umfasste die inhaltliche Aufbereitung der Schwerpunktthemen, Identifikation 

und Mobilisierung geeigneter Expertinnen und Experten, Unterstützung der Arbeits-

gruppen, Konzipierung von Veranstaltungen oder Infomaterialien, Baukulturmonitoring 

sowie Öffentlichkeitsarbeit.

file:///C:\Users\BRUELS\AppData\Local\Microsoft\Windows\INetCache\Content.Outlook\YNEZTVR6\www.baukultur.gv.at
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Budgetentwicklung

Erfolg 2022 Erfolg 2023 Erfolg 2024

Baukultur 378.326,93 194.345,32 235.102,03

Die veranschlagten Mittel wurden 2024 unter anderem für den Auftakt des fünften 

Baukultur Reports, die Unterstützung der Geschäftsstelle des Beirats für Baukultur und 

dessen Sitzungen verwendet.

Den Ausgaben des BMKÖS können im Sinne des den Baukulturellen Leitlinien des Bundes 

zugrundeliegenden Verständnisses von Baukultur bzw. des in der Erklärung von Davos 

2018 verankerten Konzeptes Baukultur, das alle Bereiche der gebauten Umwelt umfasst, 

weitere Beträge hinzugerechnet werden. Dazu zählen insbesondere Ausgaben für die 

Architektur- und Baukulturvermittlung und Förderungen nach dem Denkmalschutzgesetz. 

Hinsichtlich der diesbezüglichen detaillierten Informationen wird auf die Angaben in den 

jährlichen Kunst- und Kulturberichten verwiesen.

Der Beirat für Baukultur legt gemäß Verordnung jährlich einen Tätigkeitsbericht vor, der 

vom Bundeskanzler der Bundesregierung zur Kenntnis zu bringen ist.
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2  Arbeitsprogramm des 
Beirats für Baukultur

Der Beirat tagte 2024 in insgesamt vier Sitzungen im März, Juni, September und No-

vember. Die Sitzung im März fand im Boecklsaal der TU Wien, im Juni im Wien Museum, 

im September in der Modellschule Gersthof in Wien und im November im Haus der 

Bauwirtschaft in Wien statt. 

Gleichzeitig wurde eine Arbeitsgruppe „Regularien für den Bestand“ initiiert. Dafür fanden 

im April, Mai, Juni und August Online-Treffen sowie im September ein Arbeitsgruppen-

treffen „Regularien im Bestand“ in Salzburg im Architekturhaus statt. Als Ergebnis wurde 

ein Beschluss in der Novembersitzung gefasst. Der Beschluss Nr. 1/2024 befindet sich 

im Anhang.

Bei den Beiratssitzungen wurden folgende Themen behandelt:

•	 Bei der 10. Sitzung der 3. Funktionsperiode am 20. 03. 2024 waren Schwerpunkte: 

Die neue Datenplattform sowie das Onboarding des Beirats, der V. Baukultur-

report, Gesetzliche Rahmenbedingungen zum Umgang mit dem Bestand sowie die 

Denkmalschutzgesetznovelle. 

•	 Elias Molitschnig hat die Leitung der Abteilung Architektur, Baukultur und Denk-

malschutz im BMKÖS übernommen und stellt sich und sein Team, bestehend aus 

Gerhard Jagersberger, Ruth Pröckl, Irmi Mayer und Sophia Gruber, kurz vor. 

•	 Irmi Mayer (BMKÖS) und Caren Ohrhallinger (Plattform Baukulturpolitik) stellen 

die neue Datenplattform und das Onboarding vor. Die Datenplattform Gover-
Drive stellt grundlegende Informationen für alle Beiratsmitglieder – Verordnungen, 

Sitzungsunterlagen, Protokolle, Beschlüsse, Tätigkeitsberichte, Mitgliederliste 

sowie ein Willkommenspaket – zur Verfügung.
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•	 Elias Molitschnig (BMKÖS) informiert über den Baukulturreport V, welcher ab 

2025 erstellt werden soll. Dieser wird in Inhalt sowie Struktur und Vorgehensweise 

im Plenum diskutiert. Wesentlich im Prozess ist das schrittweise Erarbeiten von 

Teilinhalten. Dabei sollen die Beiratsmitglieder und andere Akteur:innen eingebun-

den werden, sodass Wirksamkeit auf politischer Ebene erreicht wird. Bund-Län-

der-Kooperationen und Vermittlung auf unterschiedlichen Ebenen sind wichtige 

Ziele. Am Ende sollen konkrete Empfehlungen als kompakte Formate stehen.

•	 Peter Bauer (Kammer der ZiviltechnikerInnen) hält einen Vortrag über die Wichtig-

keit des Bauens im Bestand, das zentral ist, um Klimaschutzziele zu erreichen. Die 

aktuelle Sanierungsrate muss von 0,8 % auf mindestens 2 % angehoben werden. 

Zentral für das Weiterbauen im Bestand sind dabei die legistischen Vorausset-

zungen. Notwendig ist auch die Aufhebung von Widersprüchen zwischen dem 

zivilrechtlichen Fokus auf den Stand der Technik und dem Konsensschutz. Die 

Ökobilanzierung als Impactbewertung von Alt- und Neubau könnte ebenfalls ein 

probates Instrument sein. Ebenso werden Regelungen zum Weiter- und Wieder-

verwenden von Baumaterialien benötigt.

•	 Daniel Fügenschuh (Kammer der ZiviltechnikerInnen) präsentiert die wichtigsten 

Punkte aus dem Positionspapier „Klima, Boden und Gesellschaft“ der Bundeskam-

mer der ZiviltechnikerInnen. Darin wird aufgezeigt, wie der Baubereich zur Bewäl-

tigung der Klimakrise beitragen kann. Weiters wird das deutsche Konzept zum 

Gebäudetyp E – als Alternative und Reaktion auf die zunehmende Komplexität 

im Bauwesen – vorgestellt. Mit diesem Modell soll einfaches und experimentelles 

Bauen erleichtert werden und es soll auch im Bestand Anwendung finden.

•	 Die Arbeitsgruppe „Regularien im Bestand“ wird eingesetzt und mit einem 

Arbeitsauftrag ausgestattet. Die drei großen Themenfelder sind Ziele im 
Bestand, Bestand als Option sowie Kompetenzen und Gesetzgebung.

•	 Christoph Bazil (Bundesdenkmalamt) stellt die wichtigsten Punkte der Denk-
malschutzgesetznovelle vor. Mit der Novelle kann die Unterschutzstellung von 

Ensembles und Welterbestätten nun per Verordnung veranlasst werden. In der 

neuen Bestimmung werden Eigentümer:innen zur Erhaltung im Sinne des Denk-

malschutzes unter Abwägung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit, der möglichen 

Ertragsfähigkeit und der Verwertbarkeit des Bauwerks verpflichtet. Haftungs-

rechtliche Sonderbestimmungen werden in das öffentlich-rechtliche Bundesdenk-

malschutzgesetz integriert. Mit den Änderungen der Paragraphen betreffend dem 

UNESCO-Weltwerbe soll der Bund die Möglichkeit haben auf Flächenwidmungs-

verfahren Einfluss zu nehmen.
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•	 In der ganztägigen 11. Sitzung der 3. Funktionsperiode am 19. 06. 2024 stellt 

Wolfgang Wallner (Land Burgenland) in einem Bericht aus dem Inneren die wich-

tigsten Inhalte des neu geschaffenen Lehrgangs „Raumplanung, Baukultur und 
Dorfentwicklung“ im Burgenland vor. Der Lehrgang ist in vier Modulen aufgebaut:

	– Modul 1: Entwicklung der Baukultur im Burgenland

	– Modul 2: Innenentwicklung und Ortskernstärkung

	– Modul 3: Prozessgestaltung und Fördermöglichkeiten

	– Modul 4: Exkursion zu Baukultur

Im vergangenen Jahr wurden zwei Kurzlehrgänge exemplarisch durchgeführt, der 

Lehrgang soll laufend evaluiert werden. Der Kurs findet über vier Monate statt.

•	 Hans Jörg Ulreich (Wirtschaftskammer) informiert in einem weiteren Bericht aus 

dem Inneren über die Situation der Bauwirtschaft in Österreich. Aktuell erfährt 

die Bauwirtschaft eine massive Rezession. Gründe sind neben den allgemeinen 

Preisanstiegen und steigenden Baukosten, die Zinserhöhung und allgemein 

fehlende Finanzierungen. Zu den Herausforderungen im Hinblick auf Sanierungen 

im Bestand werden folgende Aspekte genannt:

	– Fehlende Liquidität

	– Bürokratische Hindernisse

	– Diskrepanzen zwischen angestrebten Zielen der Bestandserhaltung und 

Regularien

	– Förderungen werden nicht abgeholt

Eine mögliche Verbesserung in der Bestandssanierung könnte auch durch Schaf-

fung von Anreizen im Mietrecht erzielt werden.

•	 Hannes Warmuth, als neuer Vertreter, und Inge Schrattenecker, beide vom BMK 

entsandt, präsentieren aktuelle Themen.  

Das New European Bauhaus (NEB) ist wie die Baukultur generell Querschnitts-

materie und verfolgt einen interdisziplinären Ansatz. Derzeit wird an Kriterien auf 

nationaler Ebene gearbeitet. Die aktuellen Schwerpunkte des NEB liegen im Bereich 

Forschung, in Zukunft soll es auch um die Umsetzung von Projekten gehen.  

Das aktuelle Förderprogramm „Klimaneutrale Stadt“ legt den Schwerpunkt auf 

urbane Technologieentwicklung. Zusätzlich werden in diesem Jahr Qualifizie-

rungsnetzwerke im Sinne der Nachhaltigkeit und Klimaresilienz ausgeschrieben. 

In Zusammenhang damit werden Kooperationen mit den zehn größten Städten 

Österreichs geschlossen und Fördermittel für verwaltungsinternen Kompetenzauf-

bau in diesem Bereich zur Verfügung gestellt.  

Der Staatspreis Architektur und Nachhaltigkeit wird in diesem Jahr am 25. Juni 

zum 8. Mal vom BMK vergeben. Schwerpunkt sind Bestandssanierung und -erwei-

terung. Unter den zehn nominierten Projekten sind sechs zum Thema Sanierung.  

Über die nächsten fünf Jahre hinweg werden im Rahmen der Sanierungsoffensive 

insgesamt 3,6 Mrd. € Fördermittel für Sanierungen im mehrgeschossigen Wohn-

bau und für Heizungsumstellungen ausgeschüttet. Weiters wurden in den letzten 

Jahren Materialien zur Unterstützung bei Sanierungen (für Nutzer:innen, Haus
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verwaltungen und Bauträger:innen) vom BMK entwickelt, unter anderem Modera-

tionskarten für Hausverwaltungen. 

•	 Heidi Pretterhofer und Michael Rieper stellen die Stiftungsprofessur Baukultur 
an der Kunstuniversität Linz vor. Sie appellieren, bestehende Verwaltungsstruk-

turen zu transformieren, anstatt neue Institutionen zu schaffen. Die Stiftungs-

professur fokussiert auf das Zusammenspiel aller Akteur:innen, den unterschied-

lichen Phasen der Planung, die zugehörigen Prozesse und Instrumente sowie 

deren Beziehung zueinander. Das Ziel ist, nicht nur Studierende, sondern auch 

Entscheidungsträger:innen und die Zivilgesellschaft mit den Anforderungen der 

Baukultur vertraut zu machen. Es soll eine Netzwerkkarte erstellt werden, die den 

Bürgermeister:innen vorgestellt werden und die Zusammenhänge aufzeigen soll. 

Zusätzlich wird ein Baukulturatlas für Oberösterreich und anschließend für ganz 

Österreich erstellt, der eine große Bandbreite an Projekten aufzeigen soll. Eine 

weitere Bestrebung der Stiftungsprofessur für Baukultur ist es, 2028 ein Forum 

Baukultur zu veranstalten und im Zusammenhang damit konkrete Umsetzungen 

zu forcieren.

•	 Christian Hanus (Universität für Weiterbildung Krems) schildert die wichtigsten 

Erkenntnisse aus dem Forschungsprojekt Momentum ad usum und spricht 

Empfehlungen für die Erstellung von Energieausweisen aus: Die Energieper-

formance von Bestandsbauten im Vergleich mit Neubauten wird häufig deutlich 

unterschätzt. Es wurde erkannt, dass die Berechnung über thermodynamische 

Simulationen unter Miteinbeziehung von Klimadaten besser wäre als die bisher 

üblichen Methoden, um akkurate Energieausweise zu erstellen. Es zeigt sich, dass 

Bestandsbauten energetisch tendenziell vorteilhafter sind als Neubauten, 
da bei bisherigen Berechnungsmethoden Neubauten hinsichtlich der Emissionen 

unterschätzt und Bestandsbauten überschätzt werden. Wichtige Faktoren in der 

Ökobilanzierung und im Hinblick auf die Lebenszykluskosten sind die Haustechnik 

und der Verbrauch im Gebäudebetrieb. Allgemein sind für die Bilanzierung Stand-

ort und Mobilität wesentliche Aspekte.

•	 Tatjana Sabljo (Architektin BDA, Hochschule Hannover) präsentiert die zentralen 

Eckpunkte, die zum Erfolg der neuen NBauO geführt haben, mit der Bestandser

haltungen erleichtert werden sollen. Da die Rahmenbedingungen für Sanierungen 

im Bestand inadäquat sind, wurde die Novellierung der Niedersächsischen 

Bauordnung (NBauO) im Jahr 2022 initiiert. Mit Beauftragung des Ministeriums 

wurden konkrete Fallbeispiele gesammelt und die Problematik in einem inter-

disziplinären Prozess diskutiert. Die Bundesstiftung Baukultur fasst die Heraus-

forderungen im Umgang mit Bestand in den Big Six zusammen: Brandschutz, 

Wärmeschutz, Barrierefreiheit, Stellplätze, Abstandsflächen und Schallschutz. 

Zentrale Ergebnisse des Prozesses sind die Absenkung von Standards und die 

Entschlackung der Bürokratie. So hält der §85a fest, dass an neue Bauteile bei 

Sanierungen keine erhöhten Anforderungen zu stellen sind, und erleichtert somit 

Umnutzungen, Aufstockungen und Umbauten. Weiters besteht mit dem Ersatz von 
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Baubewilligungen durch Bauanzeigen die Möglichkeit zur schnelleren Umsetzung. 

Bestehende Herausforderungen, die es zu klären gilt, ergeben sich durch die 

Haftbarkeit.

•	 Roland Winkler (winkler + ruck architekten) präsentiert die Herangehensweise 

des Büros im Umgang mit dem Bestand, insbesondere beim Umbau des Wien 
Museums. Er thematisiert im Vortrag die aktuellen Herausforderungen der Bau-

kultur und die Besonderheiten im Arbeiten mit Bestandsbauten. Um die bereits 

eingeschriebenen Ansprüche aus der Zeit der Entstehung eines Gebäudes mit den 

Ansprüchen der Gegenwart in Einklang zu bringen und Qualitäten hervorzuheben, 

braucht es Beharrlichkeit, Verständnis und eine fundierte städtebauliche Perspek-

tive. Weiters sieht Roland Winkler großen Handlungsbedarf in der Adaptierung 

von Normen und OIB-Richtlinien für das Bauen im Bestand. Die Novellierungen des 

Denkmalschutzgesetztes und des Baumschutzgesetzes geben wichtige Impulse 

für die notwendige Veränderung.

•	 Die Mitglieder der Arbeitsgruppe „Regularien für den Bestand“ stellen die 

ersten Ergebnisse aus den Workshops vor. Ziel ist es, ein Maßnahmenpaket im 

November im Beirat zu beschließen, das als Entscheidungsgrundlage für die 

Bundesregierung weitergegeben werden soll. Am 11. September 2024 findet ein 

Rückkoppelungsworkshop in Salzburg statt, wo nochmals Feedback von Fachex-

pert:innen und Akteur:innen miteinfließen soll. Aufgrund des umfassenden The-

menbereichs werden vier Arbeitspakete in Kleingruppen behandelt.

•	 Arbeitspaket 1: EU-Ebene  
Die Empfehlungen des Beirats sollen indirekt über nationale Vertreter:innen auf 

EU-Ebene anknüpfen. Wesentliche Anknüpfungspunkte bieten europäische Vor-

gaben wie die Gebäuderichtlinie, die Bauprodukteverordnung, die EU-Taxonomie, 

die Offenlegungsverordnung, die Erneuerbare-Energie-Richtlinie, die Energie

effizienzrichtlinie und die europäischen Normen.

•	 Arbeitspaket 2: Bundesebene  
Zum Umgang mit Bestand auf Bundesebene wird festgehalten, dass die Fort-

schritte der neuen NBauO eine gute Grundlage für Empfehlungen in Österreich 

sind. Eine Möglichkeit zur Förderung von Sanierung ist die Schaffung von Anreizen 

im Mietrecht beziehungsweise der Koppelung eines Mietzinsdeckels an einen 

bestimmten HWB-Wert. Weiters wird die Adaptierung von Normen als wesent-

licher Handlungsansatz genannt. Änderungen im ABGB können hinsichtlich der 

Haftungsfrage Lösungsansätze bieten.

•	 Arbeitspaket 3: BauO und OIB-Richtlinien  
Jedes Bundesland verfügt über eine eigene Bauordnung, ergänzt durch sechs 

OIB-Richtlinien, welche der Harmonisierung der bautechnischen Vorschriften in 

Österreich dienen. Derzeit wird an der OIB-Richtlinie 7 gearbeitet, die sich auf 

nachhaltige Nutzung fokussiert, bislang jedoch nur Neubauten zum Gegenstand 

hat. Normen als freiwillige Standards hätten Potenzial für flexibleres Bauen, 
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werden aber aufgrund von Haftungsfragen in der Praxis oft wie Gesetze behan-

delt. Schutzziele werden daher als wesentlicher Hebel genannt. Neben den 

Baugenehmigungsverfahren, der Ökobilanzierung und der Stellplatzverpflichtung 

ist auch Re-Use ein zentrales Thema. 

•	 Arbeitspaket 4: Land & Förderungen  
Erste Potenziale zur Sicherung von Qualitäten im Bestandsumbau, die von der 

Arbeitsgruppe identifiziert wurden, liegen in den Wohnbau- und Gewerbeförderun-

gen. Eine Möglichkeit ist die Koppelung von Qualitätskriterien an Bedarfszuweisun-

gen und spezifische Beratung und Unterstützung in der Projektentwicklungsphase. 

Ein weiteres Potenzial liegt im Finanzausgleichsgesetz über den Zukunftsfonds, 

wo Vorschläge für den Anteil der zu errichtenden Wohneinheiten im Bestand 

eingebracht werden könnten. Ferner können unabhängige Bewertungstools zur 

Preisbildung, Vermittlungsplattformen und Sharing-Modelle zur Aktivierung von 

Leerstand beitragen. Die Auseinandersetzung mit bestehenden Instrumenten wie 

Bebauungsplänen oder Gestaltungsbeiräten ist essenziell im Umgang.

•	 Austausch und Diskussion über die weitere Vorgehensweise der Arbeitsgruppe 
„Regularien für den Bestand“. Handlungsbedarf und Potenziale im Umgang mit 

dem Bestand werden in Kleingruppen erörtert. Zudem wird die Umbauordnung 

in Österreich anhand der NBauO diskutiert. Diese soll als Impuls für die weitere 

Vorgehensweise in Österreich dienen.

•	 Am 11. 09. 2024 fand im Architekturhaus Salzburg ein Arbeitsgruppentreffen 
„Regularien im Bestand“ des Beirats für Baukultur statt. Christian Kirchner vom 

Büro smartvoll und Christoph Scheithauer vom Büro CS Architektur berichteten 

von erfolgreichen Umbau- und Sanierungsprojekten und deren Herausforderun-

gen. Danach wurde der Stand des Arbeitspapiers vorgestellt. In einer intensiven, 

konstruktiven Diskussion wurden die Ergebnisse bewertet und Vorschläge zur 

Überarbeitung getätigt. Am Nachmittag gab es eine Besichtigung der Panzerhalle 

– Revitalisierung eines ehemaligen Kasernenobjektes mit Gewerbe, Co-Working 

und Veranstaltungsnutzungen und der Friedrich-Inhauser-Straße, Wohnsiedlung 

aus den 1980er-Jahren. Beide Projekte wurden mit zahlreichen Preisen gewürdigt. 

•	 In der 12. Sitzung der 3. Funktionsperiode am 25. 09. 2024 stellten Peter Dietl 
und Barbara Heinrich (BMBWF) in einem Bericht aus dem Inneren, Entwicklungen 

im Bereich Schulbau und die zunehmende Bedeutung von Bestandssanierung, 
Transformation und Baukultur im Schul- und Universitätsbau vor. Beteiligungs-

prozesse spielen eine zentrale Rolle, offenere Raumprogramme mit Lernzonen 

sowie alternativen Bewegungsflächen werden entwickelt. Im Bereich der 

Sanierung und Bestandserhaltung ist die Interaktion mit dem räumlichen Kontext 

zentral. Im Universitätsbereich werden Bestrebungen unternommen, die Nutzung 

der Campus-Areale für die Öffentlichkeit zu fördern.
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•	 Christoph Thun-Hohenstein (BMEIA) präsentiert das Projekt Imagine Dignity, 
das sich mit den Herausforderungen von Klima und Umwelt auseinandersetzt. 

Das Projekt bietet Einblicke in künstlerische Perspektiven zu diesen Themen und 

verfolgt das Ziel, Lösungsansätze zu entwickeln, die die Würde von Mensch und 

Natur in Einklang bringen. Das Sieben-Generationen-Prinzip hat großes Potenzial 

für die Beurteilung von aktuellem gesellschaftlichem Handeln und dessen Aus-

wirkung auf zukünftige Generationen. Aktuell befinden wir uns in einer Doppel-

moderne bestehend aus der Klimamoderne und der Digitalmoderne. Diese beiden 

Modernen existieren parallel und sollten gemeinsam in eine Regenerative Moderne 

überführt werden. Regeneration spannt den Nachhaltigkeitsbegriff weiter und 

ein entsprechendes Mindset könnte große Wirkung erzielen. Umbaukultur und 

Kreislaufwirtschaft sind dabei zentrale Prinzipien. Persönlichkeiten wie Hermann 

Czech und Friedensreich Hundertwasser lieferten wichtige Grundgedanken für 

ein regeneratives Mindset. Wenn Städte als Teil der Natur betrachtet werden 

und daraus Lösungen entwickelt werden, ist das ein Fortschritt. Das Einbinden 

biophiler Elemente bietet großes Potenzial für die Entwicklung im Umbau und 

Neubau, wobei die Priorität in der Bestandssanierung liegen muss. Die Beirats-

mitglieder werden ermutigt Initiativen zu setzen und sich ihrer Möglichkeiten zur 

Einflussnahme bewusst zu werden.

•	 Gernot Stöglehner (BOKU) präsentiert die Inhalte seines Buches „Rettet die 
Böden“. Eine zentrale Herausforderung im Zusammenhang mit Bodenversie-
gelung und Flächeninanspruchnahme liegt in der Wahrnehmung persistenter 

Umweltprobleme. Bodenversiegelung hat einen kumulativen Charakter mit 

gesamtsystemischen Zusammenhängen und Auswirkungen. Die Anwendung 

von Tagesdaten zur Flächeninanspruchnahme ist nicht in der Lage diesen abzu-

bilden. Mit einer aktuellen Flächeninanspruchnahme von 11,5 ha pro Tag wurden 

seit 2001 etwa 1.200 km² verbaut, was nahezu der gesamten Ackerfläche der 

Steiermark entspricht. 17 % des Dauersiedlungsraums in Österreich sind bereits 

beansprucht. Im Zeitraum von 1970 bis 2020 entspricht das einem substanziellen 

Zuwachs von 40 %. Die durch die Verbauung entstandene Zerschneidung von 

Lebensräumen hat massive Auswirkungen auf die Biodiversität und damit auf das 

Gesamtsystem. Die aktuelle Raumplanung legt daher den Baulandbedarf fest, 

wobei sich vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen auch die Frage 

nach der Notwendigkeit eines Grünlandbedarfs stellt. Entscheidende Faktoren 

zur Quantifizierung eines solchen Bedarfs sind Ernährung, Bioökonomie und die 

Klimakrise. Eine gleichbleibend fortschreitende Verbauung ist nicht tragfähig, ein 

Netto-Null-Bodenverbrauch für Österreich und eine rasche Umsetzung der dafür 

notwendigen Rahmenbedingungen wäre notwendig. Bestehende Raumplanungs-

instrumente könnten das bereits umsetzen. Trotzdem braucht es strategische 

Steuerungsmöglichkeiten und Verbindlichkeit, um bodenpolitische Maßnahmen 

zu forcieren. Ein Bundesraumordnungsgesetz ist dazu nicht zwingend notwendig, 
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könnte jedoch die Koordination verbessern und die Umsetzung von Maßnahmen 

beschleunigen. Ein aktives Handeln in der Bodenpolitik ist dringend notwendig.

•	 Susanne Holler-Mündl und Claudia Maria Walther von der BIG (Bundesimmobi-

liengesellschaft) stellen die Arbeitsweisen und Ziele der BIG im Hinblick auf das 

Bauen im Bestand vor und erläutern dies am Beispiel der Modellschule Gersthof.

•	 Corinna Toell von Franz&Sue Architekten berichtet als Architektin der Modell-

schule Gersthof über das Projekt und präsentiert die daraus gewonnenen Erkennt-

nisse bzgl. Bauen im Bestand auch in Kombination mit anderen Beispielen aus 

ihrem Büro.

•	 Caren Ohrhallinger, Barbara Feller, Rupert Halbartschlager und Robert Temel 
(Plattform Baukulturpolitik) berichten aus der Arbeitsgruppe „Regularien für 
den Bestand“ und stellen den Entwurf zum Empfehlungspapier vor. Die Themen 

zu den Empfehlungen wurden in vier inhaltliche Überthemen strukturiert und mit 

einzelnen Zielformulierungen ergänzt.  

1. Bauen im Bestand und Umbauen einfacher und attraktiver machen  
Die Flächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung soll reduziert werden, indem 

beispielsweise Widmungsgewinne in Rückwidmung und Entsiegelung reinvestiert 

werden. Weitere Maßnahmen sind die Einführung von Flächenzertifikatehandel 

oder dem Baushift-Modell aus Flandern. Zur Vereinfachung von Verfahren werden 

Fastlane- und Fastcheck-Verfahren vorgeschlagen. Im öffentlichen Raum, als Teil 

des Bestandes, werden die Integration und Umsetzung grün-blauer Infrastruktur 

sowie die Einführung einer Grünraumverordnung als Maßnahmen empfohlen. 

Wichtig wäre Widmungsvorteile für das Bauen im Bestand zu gewähren und 

gleichzeitig den Abriss durch Regulation und situationsspezifische Beurteilung 

zu erschweren sowie die Einführung einer umfassenden Ökobilanzierung. Ein 

wichtiger erster Schritt zur Nutzbarmachung ist das Sichtbarmachen des Poten-

zials des Bestands.  

2. Finanzielle Anreize  
Wesentliche Ziele und Maßnahmen dazu sind Steuererleichterungen, Sonderbe-

darfzuweisungen, gebunden an Qualitätskriterien, und eine reelle CO₂-Bepreisung. 

Weiters sollten schädliche Förderungen abgeschafft und Wohnbauförderungen 

auf die Bestandserhaltung ausgerichtet werden, wobei es wichtig ist leistbares 

Wohnen und Klimawandel in Einklang zu bringen. Als Basis für die Bewertung 

sollten zudem Lebenszykluskosten herangezogen werden und Ökobilanzierungen 

mit festgelegten Grenzwerten als Basis für Baubewilligungen eingeführt werden. 

3. Rechtliche Anpassungen  
Wesentliche Aspekte der rechtlichen Anpassung betreffen die Auseinandersetzung 

mit und Änderungen im Haftungsrecht, im Mietrechtsgesetz (MRG) sowie in den 

Bauordnungen, OIB-Richtlinien und Normen. Zur Umsetzung des Null-Emissions-

Standards gemäß der EU-Gebäuderichtlinie sind begleitende Maßnahmen erforder-

lich. Kreislauffähigkeit und Wiederverwendung sollten dabei gefördert werden.  
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4. Qualitätssicherung  
Qualitätssichernde Instrumente sind zentral für das Bauen im Bestand. Es braucht 

Möglichkeiten zur Integration von Beteiligungsverfahren als Erfolgsfaktoren bei 

Umbau. Gestaltungsbeiräte, die sowohl auf Gemeinde- als auch Landesebene 

agieren, müssen gestärkt werden. Die Förderung von Architekturwettbewerben 

und der Phasen 0 und 10 werden als wichtige Handlungspunkte definiert. Eine 

weitere Empfehlung betrifft Good Governance. Allem voran steht die Vermittlung 

und Bewusstseinsbildung. Zentrale Handlungsfelder ergeben sich dahingehend 

in den Bereichen Universitäten, Fachhochschulen und Schulen, in der Ausbildung, 

dem Handwerk und der Industrie, wie auch im Bereich der Verwaltung auf Landes- 

und Bundesebene. Bestehende Institutionen, die bereits mit der Vermittlung 

befasst sind, sollten daher stärker gefördert werden.  

Im Anschluss wird der Beschlussentwurf vorgestellt. Dieser besteht aus der Prä-
ambel, die den Anlass der Empfehlung darstellt sowie dem inhaltlichen Teil mit 

beispielhaften Maßnahmen und Zielvorstellungen zu den vier inhaltlichen Themen. 

Das eigentliche Empfehlungspapier ist in vier Themen gegliedert: Bestand schüt-
zen, Finanzielle Anreize, Rechtliche Anpassungen und Qualitätssicherung.

•	 In der 13. Sitzung der 3. Funktionsperiode am 20. 11. 2024 stellen sich die neuen 
Beiratsmitglieder Caterina Taschner, BMF Abteilung Budget, Bildung, Wissen-

schaft, Forschung, Kunst und Kultur, und Raffaela Lackner, Kärntner Landes-

regierung Abteilung 3 vor. Ebenso Anna Vukan von der MA19, Dezernatsleiterin 

Generelle Planung und Grundlagenforschung, die in Vertretung von Michael Diem 

anwesend ist.

•	 Gerhard Wastian (Land Tirol) stellt in einem Bericht aus dem Inneren Praxisbei-
spiele im Umgang mit dem Bestand vor, darunter den Schulcampus Neustift 

(Fasch & Fuchs), der den Umgang mit bestehendem Gelände verdeutlicht und die 

damit im Zusammenhang stehenden Herausforderungen in Bezug auf Barrierefrei-

heit. Ein weiteres Beispiel ist die Sanierung der Modellschule Wörgl, wo der Erhalt 

bestehender Strukturen durch eine Fluchtwegsimulation gelungen ist. Am Beispiel 

der TFBS Kitzbühel wird auf die Bedeutung von Vergabeverfahren für das Bauen 

im Bestand hingewiesen. Abschließend wird über die Ausarbeitung des Schul-

bauleitfadens für das Land Tirol informiert, welcher konkrete Hilfestellung für 

Gemeinden bei der Umsetzung bieten soll. Im nächsten Schritt will das Land Tirol 

Leitfragen aus den Leitlinien des Bundes ableiten, um daraus anwendbare Instru-

mente zu schaffen. Zudem gibt es seit dem Frühjahr 2024 ein Projekt, im Rahmen 

dessen Referenzprojekte, die in Relation mit Baukultur stehen, zusammengetragen 

und in die Themen Bauen im Dorf, Bauen in der Landschaft und Bauen in der Stadt 

kategorisiert werden.

•	 Markus Schmoll (BMI) geht in einem weiteren Bericht aus dem Inneren auf die 

Herausforderungen im Verwaltungsbau und den Umgang des Innenministeriums 

diesbezüglich ein. Von rund 1.300 Immobilienprojekten sind 900 bei der BIG 



angesiedelt. Die Projekte umfassen Polizeiinspektionen bis hin zu Großimmobilien 

wie das Bundeskriminalamt, Kasernen, Zentralstellen und Hubschrauberstand-

orte. Bis auf eine Ausnahme sind alle Objekte gemietet. Diese Ausnahme ist 

Hitlers Geburtshaus, welches im Rahmen eines Wettbewerbs zu einer Polizei-

station umgebaut wird. An dem Projekt, der Sanierung des Verwaltungsgebäudes 

Minoritenplatz, wird auf die Herausforderungen der räumlichen Adaptierung 

von Bestand aufmerksam gemacht. Wie auch dieser Bau sind viele zu nutzende 

Objekte nicht explizit für das BMI und dessen Bedürfnisse geplant und müssen 

daher oftmals räumlich neu konzipiert werden. 

•	 Lilli Lička (BOKU) geht in ihrem Vortrag auf die Aspekte der Grünraumgerechtig-

keit ein. Die Herausforderungen bestehen einerseits in der fortschreitenden Urba-

nisierung und der damit verbundenen Verknappung von Grünraum, andererseits im 

Klimawandel. Zunehmende Hitzeperioden und Wetterextreme lassen sich durch 

Stadtklimaanalysen vorhersagen und verdeutlichen die Relevanz von Grünraum 

in dicht besiedelten Gebieten. Auch Migration und Fluchtbewegungen im Zusam-

menhang mit dem Klimawandel werden in Zukunft eine große Herausforderung 

darstellen. Grünraumgerechtigkeit bildet die Überschneidung zwischen Umweltge-

rechtigkeit und sozialer Gerechtigkeit und bedeutet in diesem Sinne die gerechte 

Verteilung der Ressource Grünraum. Die Überlagerung von Stadtklimaanalysen mit 

Daten zu Wohnnutzfläche, Bevölkerungsdichte und Haushaltseinkommen ist eine 

zentrale Voraussetzung, um Gebiete mit hohem Handlungsbedarf zu identifizieren 

und bei der Umsetzung zu priorisieren. Lösungsansätze zur Grünraumgerechtig-

keit liegen in der Schaffung von Räumen sowie der Erhaltung und Transformation 

von Bestand, also bestehenden Grün- und Freiräumen. Die Transformation von 

Straßenfreiräumen als die letzten großen Ressourcen im städtischen Raum spielt 

dabei eine entscheidende Rolle, da sie großes Potenzial im Zusammenhang mit 

Grünraumgerechtigkeit aufweisen. Im aktuellen Diskurs der Stadtentwicklung fehlt 

die Fokussierung auf die Grünraumentwicklung. Zu Vorschlägen zur Verbesserung 

der aktuellen Situation zählen die Einführung einer Flächenwidmungskategorie 

für den öffentlichen Raum sowie die Verpflichtung zur Schaffung von Grünraum. 

Weitere Anreize könnten Preisvergaben für umgesetzte Projekte für Gemeinden 

sein. Eine Veränderung im Mobilitätsverhalten ist erforderlich. Für die Umsetzung 

von Transformationsprozessen braucht es viel Mut.

•	 Günther Lichtblau, Verantwortlicher für das Thema Klima und Energie im Umwelt-

bundesamt, informiert darüber, welche potenziellen sozialen und ökonomischen 

Folgen bei Fortschreiten der Klima-, Biodiversitäts- und Ressourcenkrise zu 

erwarten sind und beschreibt die sich wechselseitig beeinflussenden Faktoren. 

Anschließend erklärt er, wie das Umweltbundesamt mit diesen Herausforderungen 

im Bereich Klima und Energie umgeht. Der Fokus der Arbeit liegt dabei auf der 

Energiewende. Der aktuelle Primärenergieeinsatz Österreichs entfällt zu je einem 

Drittel auf den Gebäudesektor, die Industrie und die Mobilität, wobei die Mobilität 

durch den Gebäudesektor erheblich beeinflusst wird. Ein Blick auf die Versor-
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gungsstrukturen zeigt, dass Österreich hinsichtlich fossiler Energieträger stark 

von Importen abhängig ist. Das Umweltbundesamt beschäftigt sich dahingehend 

mit der Frage, inwiefern die nationale nachhaltige Energieproduktion gesteigert 

werden kann, um den notwendigen Primärenergieeinsatz Österreichs abzudecken. 

Die Entwicklung des Energieeinsatzes wird anhand von drei Szenarien mit unter-

schiedlichen Parametern abgebildet. Das Transition Szenario, das über den natio-

nalen Energie- und Klimaplan hinaus zusätzliche Maßnahmen umfasst, zeigt eine 

deutliche Reduktion des Energieeinsatzes und würde zu einer weitgehend auto-

nomen Energieversorgung führen. Dafür sind der intensive Ausbau von PV-Anlagen 

und Windrädern sowie die Installation der notwendigen Übertragungsnetzwerke 

erforderlich. Günther Lichtblau betont, dass eine Umsetzung baulich und zeitlich 

machbar ist. Er fügt hinzu, dass die Entwicklung und Nutzung von Technologie 

allein für die Energiewende nicht ausreichen werden. 50 % der Reduktion des 

Energieverbrauchs müssen durch Verhaltensänderungen erreicht werden, was die 

zentrale Bedeutung von Bestand und dessen Transformation unterstreicht.

•	 Belinda Rukschcio, Co-Geschäftsführerin von Bauhaus Erde, erklärt, dass die 

Vision der Forschungsinstitution darin liegt, das mit der Klimakrise negativ konno-

tierte Bild in ein positives Zukunftsnarrativ zu führen. Angesichts der Klimakrise 

und des steigenden Baubedarfs gewinnen biobasierte, nachhaltige Rohstoffe und 

die Kreislaufwirtschaft eine zentrale Bedeutung für das Bauen der Zukunft. Bau-

haus Erde forscht dahingehend in Zusammenarbeit mit Universitäten, Kammern 

und Verbänden auf globalem und lokalem Maßstab. Ein zentrales Ziel von Bauhaus 

Erde ist es, die Lücke zwischen Forschung und der praktischen Umsetzung der 

Ergebnisse zu schließen, wobei der Forschungsschwerpunkt auf nachwachsenden 

Rohstoffen liegt. Das internationale Forschungsprojekt reBuilt untersucht die 

globale Verfügbarkeit und Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen. Auf Ebene 

der regionalen Wertschöpfungskette untersucht Bauhaus Erde Potenziale zur 

Herstellung von Lehmziegeln aus lokalem Bauaushub, die auf der Schaubaustelle 

ProtoPotsdam getestet werden. Eine weitere Initiative der Organisation ist das 

Be-Fellow-Programm, das jungen Forschenden die Möglichkeit bietet zu Wert-

schöpfungsketten und Baumaterialien zu forschen. Ein aktuelles Projekt ist auch 

das Reallabor. Anhand eines konkreten Bauprojektes wird regeneratives und 

kreislauforientiertes Bauen erforscht. Zentral dabei ist die Zusammenarbeit und 

Evaluierung mit der Bauwirtschaft. Dieser Aspekt ist essenziell, um Forschungs

ergebnisse in die Praxis zu bringen. Es wird über das aktuelle Forschungsprogramm 

des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen berichtet und 

betont, dass das Förderwesen für die Forschungsarbeit und in weiterer Folge für die 

Anwendung von zentraler Bedeutung ist. Abschließend wird festgehalten, dass die 

Umbaukultur in Deutschland bereits große Zustimmung erhält. 
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•	 AG Bestand: Vorstellung des überarbeiteten Beschlusspapiers; Feedback und 
Diskussion, Beschluss  
Die Beiratsmitglieder sichten gemeinsam die Änderungen im Beschlusspapier. 

Dabei werden Formulierungen diskutiert und einvernehmlich angepasst. Im 

Anschluss daran stellt Christian Kühn den Antrag, das Empfehlungspapier zu 

beschließen. Alle Beiratsmitglieder stimmen für den Beschluss, womit das Emp-
fehlungspapier einstimmig beschlossen ist. Der Beirat für Baukultur empfiehlt 

der österreichischen Bundesregierung, die beschriebenen Empfehlungen (siehe 

Anhang „Beirat für Baukultur, Beschluss Nr. 1/2024: Empfehlungen zu Regularien 

für den Bestand“) als Arbeitsgrundlage für die Verbesserung der Lebensgrund-

lagen der österreichischen Bevölkerung in der nächsten Legislaturperiode und in 

weiterer Zukunft zu betrachten und entsprechende Maßnahmen zu deren Umset-

zung zu ergreifen.

„Der Beirat für Baukultur empfiehlt daher der Bundesregierung:

1.	 in ihre Programme für die nächsten Jahre das drängende und wichtige Thema 

der Bestandserhaltung aufzunehmen und geeignete Maßnahmen dafür umzu-

setzen; den laufenden Austausch mit dem Beirat für Baukultur zu pflegen, der in 

den kommenden Monaten und Jahren die Arbeit an den in diesen Empfehlungen 

beschriebenen Ansätzen und Maßnahmen fortsetzen und vertiefen wird; und im 

Rahmen der budgetären Möglichkeiten die dafür notwendigen finanziellen und 

personellen Ressourcen als essenzielle Investition für eine positive Zukunftsent-

wicklung bereitzustellen;

2.	 die Umsetzung von konkreten Maßnahmen, um Bestandserhaltung zu erleichtern, 

beispielsweise ein Bekenntnis zum Bauen im Bestand abzugeben; ein Bündnis 

für nachhaltigen Wohnbau zu starten; die Haftungsregelungen für Gebäude

halter:innen zu evaluieren; und Förderungen auf ihre Klimakontraproduktivität und 

Bestandsschädlichkeit zu prüfen;

3.	 Best-Practice-Projekte für die beschriebenen Thematiken durch öffentliche 

Auftraggeber:innen oder Mitglieder des Beirats für Baukultur zu identifizieren, 

zu sammeln, zu dokumentieren und zu analysieren sowie die daraus gewonnenen 

Erkenntnisse in die Arbeiten des Beirats für Baukultur einfließen zu lassen;

4.	 die Empfehlungen und Maßnahmen im Rahmen der Kooperation mit den neun 

Bundesländern an die Landesregierungen weiterzugeben.“

•	 Weiteres Procedere im Hinblick auf Regularien für den Bestand  
Die Beiratsmitglieder tauschen sich über das weitere Procedere aus. Sie plädieren 

für eine vertiefte Fortsetzung der Arbeit an der Langfassung und die Entwicklung 

weiterer Empfehlungen zu den Regularien für den Bestand. Die Vorschläge im 

Arbeitspapier sollen priorisiert, vertieft und hinsichtlich Umsetzbarkeit bearbeitet 
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werden, dafür sollen Kooperationspartner:innen herangezogen werden. Die Umset-

zung von Pilotprojekten sowie die Umsetzung der Theorie in die Praxis sind von 

zentraler Bedeutung. Zudem wird der Wunsch geäußert, das Thema Nachnutzung 

in Anlehnung an die Schulbauleitlinien des Landes Tirol aufzunehmen. Ein weiteres 

Ziel ist es, die Nutzung des Bestands wirtschaftlich und effizient zu gestalten. Die 

Mitglieder betonen die Notwendigkeit, regelmäßig Sektionschef:innen einzuladen, 

um den Austausch zu fördern und den Entscheidungsträger:innen gezielt Input zu 

geben. Ein zentraler Wunsch liegt darin, das Empfehlungspapier in die Regierungs-

verhandlungen einzubringen und möglicherweise eine Pressekonferenz mit Elias 

Molitschnig und Christian Kühn abzuhalten. 
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3  Ausblick auf 2025

Vertiefte Bearbeitung der Themen aus dem Beschluss Nr.  1/2024, Empfehlungen 
zu Regularien für den Bestand und Entwicklung konkreten Empfehlungen für die 

Bundesdienststellen. Zentrale Aufgabe der Arbeit zu den Regularien für den Bestand 

im Beirat für Baukultur:

1.	 Verantwortung für das Ganze aufzeigen.

2.	 Den Bestand als Chance begreifen. 

3.	 Entwicklungsmöglichkeiten des Bestandes sichtbar machen.

4.	 Motivation und Begeisterung dafür wecken.

5.	 Eine gezielte Kultur- und Vermittlungsstrategie dazu zu erarbeiten.

Folgende Fokusthemen sollen mithilfe externer Partner und Kooperationen sowie extern 

zu beauftragender Gutachten und juristischer Expertise bearbeitet werden:

Eine standardisierte Vorlage für die Ökobilanzierung erstellen: als eine die graue Energie 

des Bestandes berücksichtigende Bewertungs- und Entscheidungsgrundlage für Bau-

vorhaben, insbesondere im Vergleich Neubau und Umbau.

Förderungen im Hinblick auf Umbauförderung (mehr als thermisch-energetische 

Sanierung), Ortskernstärkung und Klimawandelanpassung evaluieren, sodann Maßnahmen 

zu diesen Aspekten formulieren, die an bestehende Förderungen anknüpfen können.

Möglichkeiten aufzeigen, die Zugänglichkeit für Förderwerberinnen zu verbessern, 
etwa durch Optimierung der Informationsflüsse zwischen den Akteuren. Anstoßen von 

entsprechenden Abstimmungsgesprächen dazu.

Vereinfachungen in den OIB-Richtlinien sowie eine Haftungsregelung für Bauen im 

Bestand ähnlich § 4a Denkmalschutzgesetz bzw. ABGB § 1319b (Baumschutz) mittels 

juristischem Gutachten prüfen lassen: Die OIB-Richtlinien ermöglichen zwar Ausnahmen, 

geben jedoch gleichzeitig sehr konkrete Vorgaben. Das macht den Vollzug für Behörden 

schwierig und die Verfahren langwierig. Damit Behörden und Sachverständige im Sinne 

des Bestandes agieren können, braucht es durch politische Willensbildung und Verein-

fachung der Regeln die Klarheit, dass bestehende Möglichkeiten auch juristisch halten.

Schutzziele statt Vorgaben im Baurecht, Arbeitnehmerschutz, Gewerbe- und Nachbar-

schaftsrecht definieren, um Umbauten und Umnutzungen zu erleichtern – viele Projekte 

werden aufgrund der Anforderungen und Komplexität reduziert, verschleppt und dadurch 

unökonomisch. Prämissen für Schutzziele sollen die Nutzbarmachung des Bestandes als 
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gesetztes Ziel und gleichzeitig ein Verschlechterungsverbot für den Bestand basierend 

auf dem Errichtungsjahr sein.

Arbeitsgruppe zu Miet- Wohnungseigentum- und Gemeinnützigkeitsrecht mit Ex-

pert:innen und Vertreter:innen der Immobilienwirtschaft einrichten, um Lösungsansätze 

für die zeitgemäße Inwertsetzung und Bestandsentwicklung von Wohnbauten und 

-siedlungen zu entwickeln.

Eine Widmungskategorie „Transformationsgebiete“ als Vehikel für spezifische Quali-

täten, Prozesse, Rechte und Förderungen in der Raumplanung prüfen; Best-Practice-

Beispiele für den innovativen Umgang mit Bebauungsplänen analysieren und daraus 

mögliche konkrete rechtliche Anpassungen ableiten; die nun ersten Erfahrungen mit 

befristeter Widmung und Folgewidmung evaluieren und darauf basierend Empfehlungen 

für eine flächendeckende Umsetzung erarbeiten.

All dies mit Fokus auf die tatsächlichen Umsetzungsmöglichkeiten und in enger Ab-
stimmung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sowie juristischer Expertise.

Bewusstseinsbildung durch mehr interdisziplinäre Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit, 

stärkere Einbindung von Architekturhäusern, Universitäten und (speziell berufsbildenden) 

Schulen fördern.

In der Öffentlichkeitsarbeit der Geschäftsstelle des Beirats für Baukultur den Fokus klar 

auf das Thema Bestand legen und Strategien dafür erarbeiten: Es gilt das Thema Bestand, 

über Denkmalschutz und thermisch-energetische Sanierung hinaus, breitenwirksam mit 

einem neuen Positiv-Image zu besetzen.

Verfahren vereinfachen, Good Governance und die Digitalisierung als Chance nützen, 

um einerseits Geld und Personalressourcen zu sparen und andererseits Prozesse und 

Informationen für alle Akteure einfacher und zugänglicher zu machen.

Die angeführten Fokusthemen knüpfen an das aktuelle Regierungsprogramm 2025 an: 

Die Baukulturellen Leitlinien von 2017 sollen umgesetzt werden, im Bereich Orts- und 

Stadtkernstärkung sind Bestand und Leerstand als zentrale Ziele enthalten; inklusive 

Anpassung der Regularien dahingehend, dass die Bestandserhaltung erleichtert wird 

und Sanieren und Dekarbonisieren auch als zentrales Ziel angeführt ist.

•	 Erarbeitung des V. Baukulturreports
•	 Weiterführung der dritten Tätigkeitsperiode des Beirats für Baukultur
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4  Mitglieder des Beirats

Entsendende Stelle Mitglied Ersatzmitglied

Plattform Baukulturpolitik ao. Univ.-Prof. DI Dr. Christian KÜHN 
Vorsitzender

Bundesministerium Kunst, Kultur, 
öffentlicher Dienst und Sport

Mag.a Ruth PRÖCKL  
stv. Vorsitzende

DIin Dr.in Irmengard MAYER

Bundesministerium für Land- und Forst
wirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft

DI Michael ROTH
stv. Vorsitzender

DIin Ilse GÖLL

Bundeskanzleramt Harald KRAMMER, BA MA

Bundesministerium Europäische 
und internationale Angelegenheiten
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5  Anhang
Beirat für Baukultur, Beschluss Nr. 1/2024:  
Empfehlungen zu Regularien für den Bestand



Beirat für Baukultur  
Beschluss Nr. 1/2024

Empfehlungen zu Regularien für den Bestand  
gemäß einstimmigem Beschluss des Beirats für Baukultur in der 13. Sitzung der 
3. Funktionsperiode am 20. November 2024

Präambel

Aufgabe des Beirats für Baukultur im Bundesministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport ist 

es, die im Beirat vertretenen Dienststellen auf Bundesebene zu beraten, insbesondere auch hinsichtlich Maß-

nahmen zur Stärkung der Nachhaltigkeit, Verbesserung rechtlicher und fiskalischer Rahmenbedingungen sowie 

Förderung der Vereinbarkeit des baulichen kulturellen Erbes mit zeitgenössischer Baukultur. Ein gegenwärtig 

besonders wichtiges politisches Thema, das mit all diesen Aspekten zusammenhängt, aber in der Praxis bisher 

deutlich unterbewertet ist, ist die Erhaltung des Gebäudebestands.

Dies gilt hinsichtlich der ökologischen Nachhaltigkeit: Bei den bisherigen Anstrengungen, den Gebäude-

sektor nachhaltiger zu machen, stand die Frage der Betriebsenergie im Mittelpunkt. Dies ist wichtig, aber 

nicht ausreichend. Mehr als 25 % der Treibhausgasemissionen im Lebenszyklus eines Gebäudes sind graue 

Emissionen, und dieser Anteil steigt laufend durch die zunehmende Energieeffizienz der Gebäude1. Das Ein-

sparungspotenzial durch Erhalt von bestehenden Gebäuden anstelle von Abriss und Neubau ist somit hoch. 

Dazu kommt, dass im Bauwesen enorme Mengen an Materialressourcen verbraucht werden, die teilweise 

global knapp werden. Eine Weiterverwendung bereits verbauten Materials ist somit geboten. Und schließlich 

bedeutet Bestandserhalt Bodenschutz, weil dafür kaum neue Flächen verbraucht werden müssen, was für 

Klimaschutz, Klimawandelanpassung und Schutz der Biodiversität essenziell ist.

Dies gilt auch für die soziale Nachhaltigkeit, weil Bestandserhalt es ermöglicht, bestehende soziale Strukturen 

zu erhalten. Und schließlich gilt das für die Vereinbarkeit von historischer und zeitgenössischer Baukultur: 
Bestandserhaltung bedeutet in Denkmal- und Ensembleschutz möglichst unveränderte Bewahrung des Be-

stands; sie bedeutet darüberhinausgehend im nicht aus kulturellen Gründen geschützten Bestand aber auch 

eine notwendige Transformation mit gegenwärtigen Mitteln. Für die praktische Frage des Bestandserhalts sind 

1	 Die Relation war 2022 27 % zu 10 %. Quelle: United Nations Environment Programme (Hg.): Global Status Report for 
Buildings and Construction, Nairobi 2024, S. X (doi.org/10.59117/20.500.11822/45095).
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jedoch vielfach nicht ökologische, soziale oder kulturelle Aspekte ausschlaggebend, sondern ökonomische. 

Dass Bestandserhalt häufig teurer ist als Abriss und Neubau, wird vom rechtlichen und fiskalischen Rah-
men – nicht nur für Bestandsgebäude per se, sondern auch für beispielsweise die Bereiche der Raumordnung 

und der Förderlandschaft – mitbestimmt. Deshalb sollten diese angepasst werden, um Bestandserhalt 
zu erleichtern2.

Aus all diesen Gründen diskutierte der Beirat für Baukultur bei seiner Klausur in Bad Ischl am 10. und 11. Oktober 

2023 die Einrichtung einer Arbeitsgruppe Regularien für den Bestand, um Empfehlungen auszuarbeiten, 

wie die notwendige Erleichterung der Bestandserhaltung durch rechtliche, fiskalische und sonstige Maß-

nahmen erreicht werden kann. Die Formulierung des Arbeitsauftrags und die Formierung der Arbeitsgruppe 

fand schließlich bei der Sitzung des Beirats am 20. März 2024 an der Technischen Universität Wien statt. 

Danach arbeitete die Arbeitsgruppe in mehreren Präsenz- und Online-Sitzungen und auf Basis einer Vielzahl 

von Expert:innengesprächen ein Arbeitspapier sowie Empfehlungen aus. Die Empfehlungen wurden in der 

Beiratssitzung am 20. November 2024 in der Wirtschaftskammer Wien einstimmig beschlossen. Das ent-

sprechende Arbeitspapier ist aufgrund ausstehender Abstimmungen mit den Beiratsmitgliedern nicht Teil des 

gegenständlichen Beschlusses.

Der Beirat für Baukultur bezieht sich damit auf die Leitlinien 6 und 7 aus den 2017 vom Ministerrat beschlossenen 

Baukulturellen Leitlinien des Bundes3: „Bauregelwerke an baukulturelle Erfordernisse anpassen, vereinfachen 

und harmonisieren“ sowie „Baukulturelles Erbe sorgsam pflegen und zeitgenössisch weiterentwickeln“. Wie 

dort formuliert, ist es aus ökologischen, sozialen und kulturellen Gründen geboten, die Rahmenbedingungen 

für den Erhalt von Gebäudebestand zu verbessern. Und er stützt sich auf die ÖROK-Empfehlung Nr. 58 Raum 
für Baukultur4, die 2023 von der politischen Konferenz der ÖROK beschlossen wurde5.

2	 Es wird immer Fälle geben, bei denen Bestandserhalt auch bei gewissenhafter Prüfung aller Optionen keine gute 
Lösung ist; Rückbau, Ersatzneubau und Neubauten werden also – auch wenn der Fokus klar auf Bestandserhalt liegt– 
weiterhin umsetzbar sein müssen.

3	 www.bmkoes.gv.at/dam/jcr:c1641f3d-5f13-44be-b792-d682a8505833/Baukulturelle_Leitlinien_DE.pdf.
4	 www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/publikationen/Broschueren/O__ROK-Empfehlung_Nr_58_Raum_fuer_Bau-

kultur_final.pdf.
5	 Der vorliegende Beschluss des Beirats für Baukultur zielt insbesondere auf die Empfehlungen A.2 Bestehende 

öffentliche Mittel für Förderungen der Baukultur und Stärkung der Stadt- und Ortskerne einsetzen; B.5 Ein effektives 
Kooperationssystem von Bund und Ländern einrichten; B.6 Die bestehende Organisationseinheit im für Baukultur zu-
ständigen Ressort als Anlaufstelle für Baukultur und zur Stärkung von Stadt- und Ortskernen konsolidieren; sowie B.7 
Leistungsfähige Baukultur-Cluster in allen Bundesländern als Gegenüber für den Bund nach gemeinsamen Standards 
etablieren bzw. weiterentwickeln.
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Empfehlungen für Maßnahmen

1.  Empfehlungen, um Bauen im Bestand und Umbauen einfacher und attraktiver zu machen

Auf der Ebene der Politik und Verwaltung braucht es einerseits ein klares Bekenntnis zum Bauen im Bestand 
auf allen Ebenen (Bund, Länder und Gemeinden) und andererseits Good Governance, eine Weiterentwicklung 

der vertikalen und horizontalen Strukturen – wie auch im ÖROK-Umsetzungspakt Raum für Baukultur formuliert.

Um die Nutzung des Bestands zu erhöhen, sollte die wertvolle Ressource Bestand geschützt werden, d. h. 

Bestandserhaltung gegenüber Abriss und Ersatzneubau zu erleichtern sowie Regelungen zur Bebauungsdichte 

an Qualitäten koppeln. Weiters sollten versiegelte Flächen, Bestandsobjekte und Brachen erfasst und dadurch 
das Potenzial sichtbar gemacht werden.

Zudem ist es oft die Komplexität von Verfahren beim Bauen im Bestand, die abschreckt – es gilt, Verfahren für 
Bauvorhaben im Bestand als One-Stop-Service anzubieten, um Planungs- und Kostensicherheit zu erhöhen 

und Verfahren zu vereinfachen.

Die Beurteilung von Bauvorhaben – etwa für die Vergabe von Fördermitteln und die Erteilung von Baugeneh-

migungen6 – sollte auf Emissions- und Ressourcen-Kostenwahrheit basieren. Dazu soll eine umfassende 
Ökobilanzierung nach einheitlichen Vorgaben (z. B. auf Basis der Einreichplanung) erfolgen, die die Emissionen 

über den gesamten Lebenszyklus, die graue Energie eines Abbruchs und den Standort im Hinblick auf dadurch 

verursachte Zwangsmobilität und Infrastrukturkosten mit einbezieht und so auch die Bestandserhaltung, das 

Bauen im Ortskern und den Einsatz von Re-Use-Bauteilen bevorteilt. Analog einer Energiekennzahl für den 

Heizwärmebedarf könnte eine Ökobilanzkennzahl von CO2-Äquivalenten als Grenzwert dienen.

Schließlich sollten, um Innenentwicklung gegenüber der Erschließung neuer Flächen in den Fokus zu rücken, 

Maßnahmen zur Reduktion großflächiger Flächeninanspruchnahmen und Bodenversiegelung – wie auch in 

der Bodenstrategie und im Kommunalen Bodenschutzplan des Gemeindebunds angeführt – in die gesetzliche 

Umsetzung gebracht werden; etwa quantitative oder finanzielle Kompensationen. Und es gilt, Kostenwahr-
heit und damit ein Bewusstsein für Infrastrukturkosten herzustellen, da kurzfristige fiskalische Erträge 

wie z. B. Kommunalsteuereinnahmen womöglich als Anreiz für Widmungen wirken, obwohl dadurch langfristig 

Mehrkosten entstehen.

Für die Attraktivierung des Bestandes ist auch der jeweils betroffene öffentliche Raum ein wesentlicher Be-

reich, da die klimatischen und sozialen Wirkungen für die Bewohner:innen in bestehenden Orten und Städten 

groß sind. Dabei sind die wichtigsten Themen die Verteilungsgerechtigkeit, Qualitätssicherung und generell 
Priorisierung der Freiraumverfügbarkeit.

6	 In Dänemark ist das der Fall: Gebäude über 1.000 m2 beheizter Fläche müssen die Obergrenze von 12 kg CO2-Äqui-
valente / ​m2a einhalten (Bygningsreglementet, Klimapåvirkning § 298).
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2.  Empfehlungen für finanzielle Anreize

Das Ziel muss es sein, dass die Entwicklung von Bestand finanziell deutlich attraktiver wird. Dazu sind bereits 

bestehende Förderungen generell stärker auf die Bestandserhaltung auszurichten und klimakontraproduk-
tive Förderungen abzuschaffen. Weiters ist die Verpflichtung abzuschaffen, im Zuge eines Umbaus bzw. 
einer Umnutzung Stellplätze – als einer der großen Kostentreiber beim Bauen im Bestand – zu errichten, da 

die Entscheidung projektbezogen auf Basis des tatsächlichen Bedarfes getroffen werden soll.

Beispielsweise liegt in der Wohnbauförderung der Schwerpunkt bei Sanierungsförderungen oft auf thermi-

schen Maßnahmen. Für Wohnbau wie für andere Bereiche gilt es jedoch, eine Gesamtbetrachtung auf die 

durch die Sanierung getätigten Emissionen und graue Energie anzustellen und somit den „Sweet Spot der 
Sanierungstiefe“ zu finden. Maßnahmen für die Adaptierung eines Bestandsobjektes sollen im Rahmen der 

bestehenden finanziellen Möglichkeiten gegenüber Neubauprojekten priorisiert werden7, um dem Vergleich 

mit dem Neubauobjekt standhalten zu können.

Wurden in der Vergangenheit der wichtige Niedrigstenergie- und Passivhausstandard über die Wohnbauför-

derung in die Breite gebracht, so ist es aktuell die umfassende Sanierung unseres Gebäudebestandes im 
Sinne von Aktivierung, Umnutzung und Umbau, der eine besondere Bedeutung zukommt. Um die Wohnbau-
förderung wieder zweckzubinden und an solche baukulturellen und ökobilanziellen Kriterien zu knüpfen, 
sollte der Bund ein breites Bündnis von gemeinnützigen und gewerblichen Bauträgern und Bausozialpartnern für 

eine Wohnbauallianz aus Bund, Ländern, Gemeinden und Branchenverbänden analog zum deutschen Bündnis 

bezahlbarer Wohnraum zur Umsetzung der Ziele leistbarer Wohnbau, Klimaschutz, Klimawandelanpassung, 

Anpassung an den demografischen Wandel etc. initiieren. Nur so kann der Spagat zwischen leistbarem 
Wohnraum und Klimaschutz gelingen.

Öffentliche Mittel sollen vermehrt in die Bestandserhaltung gelenkt werden. Für die Gemeinden können 

ein Unterstützungspaket für die Phase 08 mit Beratung und Förderung etwa für die Prüfung von Bedarf und 

Optionen im Bestand oder kommunale Planungsverbände, die Infrastrukturbedarfe gemeindeübergreifend 
betrachten, helfen.

7	 Siehe auch Fußnote 2 auf S. 2.
8	 Die Phase 0 in der Architektur bezeichnet die früheste Phase eines Projektes, bevor die eigentliche Planungsphase 

beginnt. In dieser Phase der Projektentwicklung werden grundlegende Ideen und Ziele entwickelt und oft strategi-
sche Entscheidungen zu z. B. Standort, Bestandsumbau oder Sanierung und Raum- und Funktionsprogramm getrof-
fen.
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3.  Empfehlungen für rechtliche Anpassungen

Es sollte angestrebt werden, die Rahmenbedingungen für Sanierungsmaßnahmen im Wohnrecht zu kon-

kretisieren. Insbesondere für die Durchführung klimaschützender Maßnahmen – wie etwa die Umstellung auf 

nicht-fossile Heizsysteme in Bestandsbauten – bedarf es klarer Regelungen sowohl zur Frage der Duldungs-
pflichten als auch zur Frage der Kostentragung, um dem Vermieter-Mieter-Dilemma zu entkommen. 

Investitionen in den Bestand – sowohl bauliche Änderungen als auch Veränderungen in der Nutzung – sind 

für die Eigentümer:innen sehr häufig mit hohen Kosten bzw. großen rechtlichen Unsicherheiten verbunden. 

Es braucht eine Evaluierung der bestehenden Haftungs- und Sicherheitsvorschriften, um damit bessere 

Planungs- und Rechtssicherheit für alle Beteiligten bei vertretbaren Kosten zu gewährleisten, etwa dadurch, 

die Regeln der Technik für Änderungen an Bestandsgebäuden abweichend zu Neubauten zu spezifizieren, oder 

durch haftungsrechtliche Sonderbestimmungen.

Bauordnungen, OIB-Richtlinien und Normen – europäische und nationale – müssen für das Bauen im 
Bestand optimiert werden: Die derzeit existierenden Möglichkeiten der „gleichwertigen Abweichung“ sind 

aufgrund der Beweislast eine Herausforderung. Statt Einzelregelungen mit empirischen Vorgaben sollten 

in Abstimmung mit den Behörden Schutzziele formuliert werden; die Umsetzung sollte den fachlich quali-

fizierten Planer:innen gemeinsam mit den Bauherr:innen überlassen werden. Re-Use und Kreislauffähigkeit 
sollen als Standard etabliert werden, die Verwendung nicht zertifizierter Produkte auf Basis eines Sach-

verständigengutachtens erlaubt werden.

4.  Empfehlungen zur Qualitätssicherung

Bauen im Bestand wird einen Großteil der Bautätigkeit einnehmen; deshalb muss Qualität in diesem Weiter-

bauen sichergestellt werden. Wesentlich dabei sind auch das Potenzial und die Wirksamkeit der bestehenden 

Instrumente wie Flächenwidmung oder Bebauungspläne. Die richtigen Instrumente für die Transformation 
des Bestandes bei der Orts- und Stadtentwicklung müssen geschaffen werden. Ein Gelingensfaktor bei 

Best-Practice-Projekten ist dabei beispielsweise der Prozess – unter intensiver Einbindung von Expert:innen und 

allen beteiligten Stakeholdern. Es gilt somit, hochqualitative Prozesse für Orts- und Stadtentwicklungsfragen 
zu sichern und in formelle Verfahren zu integrieren – angepasst an die Größe und Art des Bauvorhabens.

„Transformationsgebiete“ als neue Kategorie könnten – verknüpft mit Prozessen, Qualitäten, Zugang zu 

Förderprogrammen und privilegierten Möglichkeiten beim Erwerb von Immobilien im öffentlichen Interesse – 

Anreize für eine innovative Orts- und Stadtkernentwicklung schaffen. Dazu könnte mit der ÖROK ein neuer 

Umsetzungspakt gestartet werden. Zudem gilt es, Planungs- und Gestaltungsbeiräte als situationsspezifisch 

beratend agierende Instrumente sowohl auf Gemeindeebene als auch auf Landesebene im Rahmen der finan-

ziellen und personellen Möglichkeiten verstärkt einzusetzen, interdisziplinär auszurichten und zu fördern, 
um die Qualität v. a. bei den Herausforderungen des Bauens im Bestand zu sichern.
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Im Zuge von Transformationsprozessen können sich Maßnahmen wie Abtretung ins öffentliche Gut für eine 
gute fußläufige Durchwegung oder Rückwidmungen als sinnvoll erweisen. Um diese Vorhaben argumentativ 
im Kontext des Gleichheitsgrundsatzes zu erleichtern, sollen die entsprechenden Ziele – Reduktion der 

(bestehenden) Flächeninanspruchnahme und Bodenversiegelung, Klimaschutz als öffentliches Interesse – auf 

Landes- und Bundesebene als hohe Priorität formuliert werden.

In der Phase 0 werden die wichtigsten strategischen Entscheidungen für ein Bauvorhaben getroffen: Nutzung, 

Bedarf, Standort, Bestandsentwicklung oder Neubau. Um das Bauen im Bestand zu forcieren, gilt es eine vom 
Bestand ausgehende Herangehensweise zu pflegen, die eine geeignete Nutzung für ein Bestandsgebäude 

sucht. 

Mit dem Agieren im Bestand werden die Prozesse der Projektentwicklung komplexer, Aufgaben wie die 

Wettbewerbsvorbereitung und Abwicklung von Planerfindungsverfahren herausfordernder und zeitintensiver. 

Dadurch werden die Phase  0 und gut vorbereitete Wettbewerbe wichtiger, weil gerade am Beginn eines 

Bauprojekts mit vergleichsweise geringen Aufwänden die Kosten und Inhalte am besten gesteuert und am 

stärksten beeinflusst werden können.

Durch Lenkung bereits bestehender Förderungen in Richtung Bestanderhaltung im Rahmen der budgetären 

Möglichkeiten und unter Berücksichtigung der Haushaltslage der Kommunen könnte eine solche hochqualitative 

Phase 0 mit umfassender Prüfung des Bestandes, Bedarfsermittlung unter Einbindung aller relevanten Beteilig-

ten, Architekturwettbewerben für hinreichend komplexe Bauaufgaben u. a. m. auf Basis von Qualitätskriterien 
verstärkt gefördert werden. Dazu zählt etwa auch eine Vorbildwirkung öffentlicher Auftraggeber:innen bei 
Bauprojekten auf Stärkung der Stadt- und Ortskerne, Bestandserhaltung, Leerstands- und Brachennutzung 

statt Bauen auf der Grünen Wiese sowie auf die getrennte Vergabe von Planung und Ausführung zu setzen. 

Schlussendlich ist es essenziell, Bewusstsein für die Zusammenhänge zwischen Baukultur, Lebensqualität 
und Klima- und Umweltzielen zu schaffen. In der Gesellschaft, bei Bauherr:innen und Nutzer:innen, Politik 

und Verwaltung sowie in der schulischen und akademischen Ausbildung muss Bewusstseinsbildung für eine 

positive Sichtweise auf Bestandsgebäude und eine Planungskultur, die Bestand als die erste Option sieht, 

herbeigeführt werden.
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Beschluss

Der Beirat für Baukultur empfiehlt der österreichischen Bundesregierung, die oben beschriebenen Empfeh-

lungen als Arbeitsgrundlage für die Verbesserung der Lebensgrundlagen der österreichischen Bevölkerung 

in der nächsten Legislaturperiode und in weiterer Zukunft zu betrachten und entsprechende Maßnahmen zu 

deren Umsetzung zu ergreifen.

Der Beirat für Baukultur empfiehlt daher der Bundesregierung:

a.	 in ihre Programme für die nächsten Jahre das drängende und wichtige Thema der Bestandserhaltung 

aufzunehmen und geeignete Maßnahmen dafür umzusetzen; den laufenden Austausch mit dem Beirat für 

Baukultur zu pflegen, der in den kommenden Monaten und Jahren die Arbeit an den in diesen Empfehlungen 

beschriebenen Ansätzen und Maßnahmen fortsetzen und vertiefen wird; und im Rahmen der budgetären 

Möglichkeiten die dafür notwendigen finanziellen und personellen Ressourcen als essenzielle Investition 

für eine positive Zukunftsentwicklung bereitzustellen;

b.	 die Umsetzung von konkreten Maßnahmen, um Bestandserhaltung zu erleichtern, beispielsweise ein 

Bekenntnis zum Bauen im Bestand abzugeben; ein Bündnis für nachhaltigen Wohnbau zu starten; die Haf-

tungsregelungen für Gebäudehalter:innen zu evaluieren; und Förderungen auf ihre Klimakontraproduktivität 

und Bestandsschädlichkeit zu prüfen;

c.	 Best-Practice-Projekte für die beschriebenen Thematiken durch öffentliche Auftraggeber:innen oder 

Mitglieder des Beirats für Baukultur zu identifizieren, zu sammeln, zu dokumentieren und zu analysieren 

sowie die daraus gewonnenen Erkenntnisse in die Arbeiten des Beirats für Baukultur einfließen zu lassen;

d.	 die Empfehlungen und Maßnahmen im Rahmen der Kooperation mit den neun Bundesländern an die 

Landesregierungen weiterzugeben.
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Im Beirat vertretene Institutionen
Bundeskanzleramt

Bundesministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport

Bundesministerium für Finanzen 

Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung

Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft

Bundesministerium für Justiz

Bundesministerium für Inneres

Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten

Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz

Bundesministerium für Landesverteidigung

Bundesimmobiliengesellschaft

Bundesdenkmalamt

Österreichischer Städtebund

Österreichischer Gemeindebund

Österreichischer Behindertenrat

Wirtschaftskammer Österreich

Bundeskammer der ZiviltechnikerInnen

Architekturstiftung Österreich

Architekturzentrum Wien

Plattform Baukulturpolitik

Vertreter:innen aller Bundesländer in beratender Funktion
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